
sondern sie umfaßt auch den Bereich der Verteilung 
vom Erzeugerbetrieb über den Großverteiler bis zum 
Einzelhändler. Die wirtschaftliche Betrachtungsweise 
ergibt aber, daß die von der Planungsstelle zunächst 
zwischen der Zuckerraffmerie als Erzeugerbetrieb und 
dem Gemeinschuldner sowie in der Folge zwischen den 
Prozeßparteien geschaffenen Lieferverhältnisse den 
Zweck hatten, den Zucker vom Erzeugerbetrieb mög­
lichst rasch an den Verbraucherkreis zu bringen und 
andererseits den Preis des Zuckers an den Erzeuger­
betrieb zurückfließen zu lassen, dem er nach dem 
Finanzplan zustand. Die Fa. H. war sonach von der Pla­
nungsstelle in die Verteilerkette eingeschaltet worden, 
sie sollte und konnte aber nach dem Zweck dieser Pla­
nungsmaßnahme weder an dem gelieferten Zucker 
Eigentum erwerben und dem Erzeugerbetrieb anderer­
seits zur Bezahlung des Zuckers verpflichtet sein, 
noch war sie im Verhältnis zur Verkaufsstelle des Ver­
klagten Verkäufer mit der Folge der Eigentumsver­
schaffungspflicht und eines Anspruchs auf Bezahlung 
des Kaufpreises. Vielmehr war sie lediglich Durchlauf­
stelle für die gelieferte Ware und den Kaufpreis, auf 
den sie keinen selbständigen Anspruch hatte. Die Ver­
gütung für ihre Tätigkeit bestand in der rechtlich als 
eine Art Provision zu bewertenden Handelsspanne.

Der Kläger bekämpft diese Rechtsansicht zu Unrecht 
mit dem Hinweis auf die Stellung des Einzelhändlers, 
der doch unzweifelhaft Eigentümer der gelieferten 
Ware werde. Der Einzelhändler nimmt insofern eine 
Doppelstellung ein, als er die Ware auf Grund von 
Lieferverhältnissen, die durch Anweisung der Plan­
stelle geschaffen werden, bezieht, zum anderen aber 
den Austauschakt mit dem Verbraucher vollzieht, der 
außerhalb der Planung liegt und dem bürgerlichen 
Recht unterfällt (so auch Such, NJ 1950, S. 331 (333).

Fehl geht die Ansicht des Klägers, daß es das Ziel 
des Volkswirtschaftsplanes sei, den freien Markt wieder 
einzuführen, und daß die schrittweise erfolgende Auf­
hebung der Rationierung die privatrechtliche Grund­
lage der Geschäftsvorgänge wieder deutlich sichtbar 
mache. Der Kläger verkennt, daß • der Wegfall der 
Rationierung keineswegs eine Rückkehr zum freien 
Markt in dem Sinne bedeutet, daß etwa auch die Wirt­
schaftsplanung insoweit aufhört. Nachdem in der ehe­
maligen sowjetischen Besatzungszone Deutschlands für 
die Wirtschaft wesentliche Betriebe den Kriegs- und 
Naziverbrechern genommen und in das Eigentum des 
Volkes überführt worden waren, war der Übergang 
von der aus der Nazizeit überkommenen Zwangswirt­
schaft zur Wirtschaftsplanung möglich, die seit der 
Aufstellung des Halbjahrplanes für das Jahr 1948 die 
Grundlage unserer Wirtschaftsordnung ist und auch 
den Fünfjahrplan beherrscht. Der Wirtschaftsplanung 
aber, die sonach von der Aufhebung der heute noch bei 
bestimmten Bedarfsgütern bestehenden Rationierung 
nicht berührt wird, ist die Schaffung von Lieferverhält­
nissen eigentümlich, die als Rechtsfiguren eigener Art 
dem bürgerlichen Recht jedenfalls nicht unmittelbar 
unterfallen.

An dieser Rechtslage wird auch nichts geändert da­
durch, daß — worauf der Kläger hinweist — die Zucker­
raffinerie die Stellung der Fa. H. offenbar anders be­
urteilt, einen Eigentumsvorbehalt mit ihr vereinbart 
und sie auch zunächst für die Zahlung des Kaufpreises 
haftbar gemacht hat. Diese rechtsirrtümliche Auf­
fassung der Zuckerraffinerie kann für die wahre Stel­
lung des Zwischenhändlers nicht maßgeblich sein. Der 
Kläger hat vielmehr keinen Kaufpreisanspruch gegen 
den Verklagten und ist nicht aktiv zur Sache legitimiert.

Aber selbst wenn man die Aktivlegitimation des 
Klägers bejahen wollte, würde die Entscheidung nicht 
zu seinen Gunsten ergehen können. Die Zuckerraffinerie 
würde sich an der streitigen Zuckerlieferung nämlich 
rechtswirksam das Eigentum Vorbehalten haben. Es 
könnte dabei auch dahingestellt bleiben, ob die den 
Eigentumsvorbehalt als auf gedruckten Vermerk tragen­
den Rechnungen, wie der Kläger behauptet, erst nach 
Lieferung des Zuckers bei dem Gemeinschuldner ein­
getroffen sind. Aus den vom Kläger selbst überreichten 
Schreiben der Zuckerraffinerie vom 7. Mai 1949 ergibt 
siich nämlich, daß der Gemeinschuldner schon vor der 
streitigen Zuckerlieferung mit der Raffinerie in Ge­
schäftsverbindung gestanden und auch Zucker von ihr 
bezogen hatte, für den die Raffinerie bereits Rechnung 
erteilt hatte. Er hat sonach die Gepflogenheit der Raffi­

nerie, nur unter Eigentumsvorbehalt zu liefern, bei 
Empfang der streitigen Zuckerlieferung gekannt.

Nach anerkannter Rechtsprechung würde daher ein 
rechtswirksamer Eigentumsvorbehalt hinsichtlich dieser 
Zuckerlieferung anzunehmen sein. Das hätte aber zur 
Folge, daß der Zuckerraffinerie, falls der Verklagte 
an den Kläger zahlen müßte, ein Ersatzaussonderungs­
recht im Konkurse an diesem Betrage zustünde (§ 46 
Satz 2 KO). Die Zuckerraffinerie ist jedoch infolge der 
unmittelbaren Zahlung durch den Verklagten bereits 
im Besitz des Geldes. Unter diesen Umständen fehlt es 
für den Klageanspruch auch an einem Rechtsschutz­
bedürfnis.

Das Landgericht hat sonach zu Recht die Klage ab­
gewiesen.
A n m e r k u n g :

D a s  Urteil geht in seiner Begründung von dem vor 
dem 1. Juli 1951 geltenden Rechtszustand aus. Soweit 
es zum sog. Lieferverhältnis Stellung nimmt, sind seine 
Ausführungen nicht bedenkenfrei. Es besagt, daß das 
Verhältnis zwischen Lieferer und Empfänger keinen 
Vertrag nach bürgerlichem Recht darstelle, weil die 
Lieferanweisung die fehlende Einigung der Parteien 
ersetze. Die Großhandelsstelle sei nur Durchlaufstelle, 
die im gegebenen Falle weder an dem gelieferten 
Zucker Eigentum erworben habe, noch dem Erzeuger­
betrieb zur Bezahlung verpflichtet gewesen sei. Sie 
habe nur Anspruch auf eine Vergütung im Umfange 
einer als eine Art Provision zu wertenden Handels­
spanne.

Zu dieser Auffassung kommt das Gericht offenbar 
auf Grund der Tatsache, daß das Lieferverhältnis Ver­
pflichtungen begründet, ohne daß es besonderer Willens­
erklärungen der Beteiligten bedarf. Aber schon der 
Umstand, daß die Lieferverpflichtung auf der einen 
Seite den Anspruch auf Besitzübertragung und Eigen­
tumsbeschaffung und auf der anderen Seite den An­
spruch auf die Gegenleistung auslöst, zeigt doch, daß 
bürgerlich-rechtliche Beziehungen begründet werden. 
Die Beteiligten haben außerdem die Möglichkeit, das 
Lieferverhältnis durch weitere Abreden zu ergänzen. 
Erfolgt eine solche Vereinbarung nicht, so sind die 
Einzelheiten aus dem Zweck des Lieferverhältnisses 
zu bestimmen, ohne daß dadurch der Bestand des 
Lieferverhältnisses beeinträchtigt wird.

Wenn auch das Lieferverhältnis nicht als Vertrag 
anzusehen ist, so muß zur näheren Bestimmung des 
Inhalts dieses Rechtsverhältnisses doch eine ent­
sprechende Anwendung der Vorschriften des bürger­
lichen Rechts erfolgen. Das hat Such bereits in seiner 
Abhandlung „Wirtschaftsplanung und Sachmängel­
haftung“ entwickelt und eingehend begründet.

Das Lieferverhältnis als Instrument der Planung ist 
für den Bereich der Nahrungsgüter abgelöst worden 
durch die VO über die Einführung des Vertragssystems 
für Nahrungsgüter vom 28. Juni 1951 (GBl. S. 647), 
die am 1. Juli 1951, also schon geraume Zeit vor Erlaß 
des vorliegenden Urteils, in Kraft getreten ist. Wenn 
auch die Bestimmungen dieser VO für das hier strei­
tige Rechtsverhältnis noch keine Anwendung finden 
konnten, so zeigen sie doch eindeutig die weitere Ent­
wicklung auf diesem Gebiet. Die im Urteil zum Aus­
druck gebrachte Auffassung, daß der Wirtschaftspla­
nung das Lieferverhältnis eigentümlich sei, war somit 
im Zeitpunkt des Urteilserlasses schon nicht mehr be­
gründet. Vielmehr wurde bereits zu dieser Zeit die 
Frage der Einführung des Prinzips der wirtschaftlichen 
Rechnungsführung und damit gleichzeitig des Vertrags­
systems diskutiert. Die VO vom 28. Juni 1951 war der 
erste gesetzgeberische Schritt auf dem Wege zu dieser 
Entwicklung. Das Gericht hätte deshalb bei der recht­
lichen Würdigung des Lieferverhältnisses beachten 
müssen, daß die Auffassung sich durchzusetzen begann, 
daß gerade im Vertrag ein Mittel zur Sicherung der 
Planerfüllung und eine Vereinfachung der Plankon­
trolle erblickt wird, wie es die Präambel zur VO vom
28. Juni 1951 klar zum Ausdruck bringt. Deshalb 
waren dem Lieferverhältnis soweit wie möglich ver­
tragliche Wirkungen zuzusprechen, um seine Funk­
tionen denen des Vertrages möglichst weitgehend zu 
nähern. Dieser für die Weiterentwicklung der volks­
eigenen Wirtschaft so wichtige Gesichtspunkt ist jedoch 
vom Gericht nicht aufgegriffen worden, so daß die Art 
seiner Rechtsfindung einen etwas formalen Charakter 
trägt.
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